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Bei den vorgenannten Richtlinienkonformen Sondervermögen (die „Investmentvermögen“ 

oder die „Fonds“ genannt) treten die nachstehend beschriebenen Änderungen der Kosten-

klausel der „Besonderen Vertragsbedingungen“ mit Wirkung zum 01.07.2013 in Kraft.  

 

Die Änderungen dienen der Umsetzung der Umstellung des Investmentgesetzes in der Fas-

sung des OGAW-IV-Umsetzungsgesetzes vom 22. Juni 2011, in welchem vorgesehen ist, 

dass mit Wirkung ab dem 01. Juli 2013 die Kostenklauseln sowie etwaige Änderungen der 

Kostenklauseln der Genehmigungspflicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-

sicht („BaFin“) unterliegen.  

 

Derzeit werden bei den o.g. Fonds die laufenden Kosten des Fondsmanagements sowie die 

Vertriebsgebühren über die Verwaltungsgebühr belastet. Eine Ausnahme von diesem 

Grundsatz besteht lediglich bei dem Fonds Allianz Strategiefonds Wachstum Plus, welcher 

derzeit eine separate Vertriebsgebühr gemäss Ihren Vertragsbedingungen erhebt.  

 

Daneben werden über die Administrationsgebühr bestimmte weitere Kosten pauschal bei 

allen o.g. Fonds abgedeckt, insbesondere die Depotbankvergütung sowie die Kosten für ge-

setzliche Pflichtdokumente und die Anteilpreisveröffentlichung.  

 

Die aktuell erhobene Verwaltungsgebühr, die aktuell erhobene Administrationsgebühr sowie 

die bei den vorstehend genannten Fonds aktuell erhobene Vertriebsgebühr werden bei allen 

o.g. Fonds mit Wirkung zum 01.07.2013 in einer einzigen Kostenpauschale („Pauschalvergü-

tung“) zusammengefasst.  

 

Dies hat zur Folge, dass die verschiedenen Vergütungen, die derzeit in Form einer Verwal-

tungsvergütung, einer Administrationsvergütung und ggf. einer Vertriebsvergütung vom je-

weiligen Fonds erhoben werden, ersatzlos wegfallen und zukünftig ausschließlich eine einzi-

ge Vergütung, die Pauschalvergütung, zum Tragen kommt. 

 

Neben der derzeitigen Verwaltungsvergütung inkludiert die zukünftige Pauschalvergütung 

auch alle weiteren wichtigen Kostenblöcke, wie beispielsweise bankübliche Depotgebühren, 

Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vorgeschriebe-

nen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufsprospekt, wesentliche 

Anlegerinformationen), die Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte 

sowie des Auflösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge sowie die Kosten für die Prüfung des Sondervermögens 

durch den Abschlussprüfer der Gesellschaft.  
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Nach konkretem Bedarf bzw. Aufwand hingegen werden weiterhin die im Zusammenhang 

mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen (Transaktionskosten), 

die im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell entste-

hende Steuern sowie etwaige für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erschei-

nender, dem Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unbe-

rechtigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, entstehende Kos-

ten dem jeweiligen Fonds in Rechnung gestellt bzw. dem Anteilscheininhaber belastet.  

 

Durch die Einführung der Pauschalvergütung entstehen den Fondsanlegern keine zusätzli-

chen Kosten. Es werden nur aktuell bereits erhobene Vergütungen und Gebühren zusam-

mengefasst. Gleichzeitig entfällt die Möglichkeit, die Verwaltungs- und Administrationsgebühr 

bis auf die im Verkaufsprospekt festgelegten Maximalsätze anzuheben. Im Rahmen der Kos-

tenpauschale wird somit die aktuelle Höhe von Verwaltungs- und Administrationsgebühren 

festgeschrieben.  

 

Ein Gebührenvergleich mit Fonds ohne Kostenpauschale kann anhand der jeweiligen Total-

Expense-Ratios erfolgen. Diese umfasst regelmäßig alle im letzten Geschäftsjahr angefalle-

nen Kosten mit Ausnahme der Aufwendungen für Wertpapiertransaktionen.  

 

Die diesbezüglichen Genehmigungen erteilte die BaFin mit Schreiben vom 21.03.2013, 

26.03.2013, 27.03.2013, 12.04.2013, 15.04.2013, 19.04.2013, 22.04.2013 und 16.05.2013. 

 

Mit Inkrafttreten der geänderten Vertragsbedingungen erscheint auch eine aktualisierte Aus-

gabe des Verkaufsprospektes des betreffenden Fonds, der im Internet unter 

http://www.allianzglobalinvestors.de oder bei der Gesellschaft kostenfrei erhältlich ist.  

 

Der vollständige Wortlaut der Kostenklausel der „Besonderen Vertragsbedingungen“ der o.g. 

Fonds lautet zukünftig wie folgt:  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.allianzglobalinvestors.de/
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Adirenta 

 

§ 7 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 

1. Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 0,90 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 0,61 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-

nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 

vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-

kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 

 

f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der 

Gesellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen 

Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 
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h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das 

Sondervermögen erhoben werden,  

 

j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 

 

k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen am Ende eines jeden Monats entnommen 

werden. 

 

(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen.  

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 

 

b) Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c) Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender 

Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern oder 

anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben. 
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(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-

schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

 

 

Adireth 

§ 7 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 

(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 0,79 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 0,65 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzelnen 

oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die Anteil-

klassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht der 

Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft als 

Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalvergü-

tung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 
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d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 

vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-

kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 

 

f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der 

Gesellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen 

Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das 

Sondervermögen erhoben werden,  

 

j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 

 

k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen am Ende eines jeden Monats entnommen 

werden. 

 

(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 
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Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen.  

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 

 

b)   Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben. 

 
(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-

schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

 

 

Allianz Adiverba 

§ 7 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 

(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 1,80 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 0,95 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-
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nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 

vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-

kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 

 

f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der 

Gesellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen 

Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das 

Sondervermögen erhoben werden,  

 

j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 
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k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen am Ende eines jeden Monats entnommen 

werden. 

 

(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 

 

b)   Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben. 

 
(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-

schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 
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Allianz Biotechnologie 

§ 7 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 

(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 2,05 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 1,08 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-

nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 

vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-

kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 

 

f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der 
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Gesellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen 

Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das 

Sondervermögen erhoben werden,  

 
j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 

 

k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen jederzeit entnommen werden. 

 

(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 

 

b)  Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben. 
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(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-

schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

 

 

 

Allianz Energy 

§ 7 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 

(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 1,80 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 0,95 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-

nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  
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c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vor-

geschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufs-

prospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 

 

f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der Ge-

sellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen An-

gaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das Son-

dervermögen erhoben werden,  

 
j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 

 

k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen jederzeit entnommen werden. 

 

(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 



15 

 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 

 

b)   Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben. 

 
(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-

schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

 

 

Allianz Fonds Schweiz 

§ 7 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 

(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 1,80 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 0,95 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-
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nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vor-

geschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufs-

prospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 

 

f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der Ge-

sellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen An-

gaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das Son-

dervermögen erhoben werden,  

 
j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 
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k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 
Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen jederzeit entnommen werden. 

 

(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 

 

b)   Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben.  

 
(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-

schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 
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Allianz Informationstechnologie 

§ 7 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 

(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 1,80 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 0,95 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-

nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 

vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-

kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 

 

f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der 

Gesellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen 
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Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das 

Sondervermögen erhoben werden,  

 
j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 

 

k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen jederzeit entnommen werden. 

 

(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 

 

b)   Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben. 

 
(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-
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raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-

schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

 

 

 

Allianz PIMCO Convertible Bonds 

 

§ 7 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 

(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 1,35 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 0,80 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-

nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 
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d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 

vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-

kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 

 

f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der 

Gesellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen 

Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das 

Sondervermögen erhoben werden,  

 
j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 

 

k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen am Ende eines jeden Monats entnommen 

werden. 

 

(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 
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Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 

 

b)   Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben. 

 
(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-

schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

 

 

 

Allianz PIMCO Corps-Corent 

§ 7 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 

(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 1,09 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 0,60 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 
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Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-

nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 

vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-

kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 

 

f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der 

Gesellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen 

Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das 

Sondervermögen erhoben werden,  

 
j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 
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k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen am Ende eines jeden Monats entnommen 

werden. 

 

(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 

 

b)   Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben. 

 
(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-

schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 
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Allianz PIMCO Euro Rentenfonds 

§ 7 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 

(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 0,80 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 0,51 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-

nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vor-

geschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufs-

prospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 

 

f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 
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g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der Ge-

sellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen An-

gaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das Son-

dervermögen erhoben werden,  

 
j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 

 

k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen jederzeit entnommen werden. 

 

(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 

 

b)   Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben.  
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(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-

schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

 

 

Allianz PIMCO Euro Rentenfonds >>K<< 

 

§ 7 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 

(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 0,65 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 0,46 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-

nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  
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c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vor-

geschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufs-

prospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 

 

f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der Ge-

sellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen An-

gaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das Son-

dervermögen erhoben werden,  

 
j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 

 

k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen jederzeit entnommen werden. 

 

(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-
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pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 

 

b)   Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben. 

 
(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-

schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

 

 

Allianz PIMCO Europazins 

 

§ 7 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 

(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 0,94 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 
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Sondervermögens 0,65 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-

nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich vor-

geschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Verkaufs-

prospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 

 

f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der Ge-

sellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen An-

gaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das Son-

dervermögen erhoben werden,  
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j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 

 

k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen jederzeit entnommen werden. 

 

(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 

 

b)   Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben,  

 
(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-

schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 
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einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

 

 

 

Allianz PIMCO Fondirent 

§ 7 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 

(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 1,04 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 0,65 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-

nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 

vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-

kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 

 

f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 
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bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der 

Gesellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen 

Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das 

Sondervermögen erhoben werden,  

 
j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 

 

k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen am Ende eines jeden Monats entnommen 

werden. 

 

(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 

 

b)   Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 
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c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben 

 
(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-

schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

 

 

 

Allianz PIMCO Internationaler Rentenfonds 

§ 7 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 

(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 1,04 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 0,65 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-

nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  
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b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 

vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-

kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 

 

f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der 

Gesellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen 

Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das 

Sondervermögen erhoben werden,  

 
j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 

 

k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen jederzeit entnommen werden. 

 

(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 



36 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 

 

b)   Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c)    Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben. 

 
(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-

schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

 

 

Allianz PIMCO Mobil-Fonds 

§ 7 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 

(1)  Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 0,70 % p.a. 
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des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 0,61 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-

nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 

vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-

kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 

 

f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der 

Gesellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen 

Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  
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i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das 

Sondervermögen erhoben werden,  

 
j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 

 

k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen jederzeit entnommen werden. 

 

(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 

 

b)   Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben. 

 
(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet 

worden sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst 

oder einer anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine we-

sentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder 

die andere Gesellschaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und 

Rücknahmeabschläge berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahres-

bericht die Vergütung offen zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, 

von einer anderen Kapitalanlagegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer 
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anderen Gesellschaft, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mit-

telbare Beteiligung verbunden ist oder einer ausländischen Investment-Gesellschaft, ein-

schließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als Verwaltungsvergütung für die im Sondervermö-

gen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

 

 

 

 

Allianz PIMCO Rentenfonds 

§ 7 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 

(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 1,00 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 0,61 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-

nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 

vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-

kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 
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f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der 

Gesellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen 

Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das 

Sondervermögen erhoben werden,  

 
j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 

 

k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen jederzeit entnommen werden. 

 

(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 
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b)   Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben. 

 
(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-

schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

 

 

Allianz Rohstofffonds 

§ 9 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 

(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 1,80 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 0,95 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-

nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 



42 

 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 

vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-

kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 

 

f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der 

Gesellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen 

Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das 

Sondervermögen erhoben werden,  

 
j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 

 

k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen jederzeit entnommen werden. 
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(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 

 

b)   Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben. 

 
(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-

schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

 

 

Allianz Strategiefonds Wachstum Plus 

 

§ 7 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 
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(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 1,80 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 0,80 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-

nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 

vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-

kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 

 

f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der 

Gesellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen 

Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-
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sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das 

Sondervermögen erhoben werden,  

 
j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 

 

k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen jederzeit entnommen werden. 

 

(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 

 

b)   Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben. 

 
(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-

schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 
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berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

 

 

Allianz Telemedia 

§ 7 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 

(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 2,05 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 1,08 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-

nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 

vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-

kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 
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f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der 

Gesellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen 

Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das 

Sondervermögen erhoben werden,  

 
j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 

 

k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

  

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen jederzeit entnommen werden. 

 

(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 
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b)   Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

  

c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben. 

 
(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-

schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

 

 

Allianz US Large Cap Growth 

§ 7 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 

(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 1,65 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 0,88 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-

nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 
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dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 

vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-

kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 

 

f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der 

Gesellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen 

Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das 

Sondervermögen erhoben werden,  

 
j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 

 

k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

  

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen jederzeit entnommen werden. 
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(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 

 

b)   Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben. 

 
(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-

schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

 

 

CONVEST 21 VL  

§ 7 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 



51 

 

(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 1,80 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 0,95 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-

nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 

vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-

kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 

 

f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der 

Gesellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen 

Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-
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sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das 

Sondervermögen erhoben werden,  

 
j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 

 

k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen am Ende eines jeden Monats entnommen 

werden. 

 

(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 

 

b)   Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben. 

 
(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-
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schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

 

 

Fondak 

§ 8 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 

(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbe-

richt die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesellschaft aus 

dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 1,70 % p.a. des anteiligen 

Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. 

Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des Sondervermögens 1,10 

% p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich er-

mittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzelnen oder mehreren Anteilklassen 

eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die Anteilklassen, für die sowohl im Ver-

kaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht der Abschluss einer besonderen Ver-

einbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft als Voraussetzung für den Erwerb dieser 

Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalvergütung nicht dem Sondervermögen belastet, 

sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergü-

tungen und Aufwendungen abgedeckt und werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 

vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-

kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 
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f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der 

Gesellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen 

Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das 

Sondervermögen erhoben werden,  

 
j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 

 

k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 

 Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen am Ende eines jeden Monats entnommen 

werden. 

 

(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 
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b)   Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben. 

 
(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-

schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

 

 

 

Kapital Plus 

§ 7 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 

(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 1,15 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 0,64 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-

nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 



56 

 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 

vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-

kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 

 

f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der 

Gesellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen 

Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das 

Sondervermögen erhoben werden,  

 
j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 

 

k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen jederzeit entnommen werden. 
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(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 

 

b)  Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben. 

 
(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-

schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

 

 

 

NÜRNBERGER Euroland A 

§ 8 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 
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(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 1,70 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 0,90 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-

nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 

vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-

kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 

 

f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der 

Gesellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen 

Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-
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sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das 

Sondervermögen erhoben werden,  

 
j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 

 

k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen am Ende eines jeden Monats entnommen 

werden. 

 

(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 

 

b)   Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben. 

 
(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-
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schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

 

 

Plusfonds 

§ 7 

Kosten (Vergütungen und Aufwendungen) 

 

(1) Für alle Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjah-

resbericht die Einhaltung einer Mindestanlagesumme nicht vorgesehen ist, erhält die Gesell-

schaft aus dem Sondervermögen eine tägliche Pauschalvergütung in Höhe von 1,65 % p.a. 

des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf Basis des börsentäglich ermittel-

ten Inventarwertes. Für die übrigen Anteilklassen beträgt die tägliche Pauschalvergütung des 

Sondervermögens 0,89 % p. a. des anteiligen Wertes des Sondervermögens, errechnet auf 

Basis des börsentäglich ermittelten Inventarwertes. Es steht der Gesellschaft frei, in einzel-

nen oder mehreren Anteilklassen eine niedrigere Pauschalvergütung zu berechnen. Für die 

Anteilklassen, für die sowohl im Verkaufsprospekt als auch im Jahres- und Halbjahresbericht 

der Abschluss einer besonderen Vereinbarung zwischen dem Anleger und der Gesellschaft 

als Voraussetzung für den Erwerb dieser Anteilklassen vorgesehen ist, wird die Pauschalver-

gütung nicht dem Sondervermögen belastet, sondern dem Anleger unmittelbar berechnet. Mit 

dieser Pauschalvergütung sind folgende Vergütungen und Aufwendungen abgedeckt und 

werden dem Sondervermögen nicht separat belastet: 

a) Vergütung für die Verwaltung des Sondervermögens (Fondsmanagement, admi-

nistrative Tätigkeiten),  

 

b) Vergütung für die Vertriebsstellen des Sondervermögens,  

 

c) Vergütung für die Depotbank, 

 

d) bankübliche Depotgebühren, ggf. einschließlich der banküblichen Kosten für die 

Verwahrung ausländischer Wertpapiere im Ausland, 

 

e) Kosten für den Druck und Versand der für die Anleger bestimmten gesetzlich 

vorgeschriebenen Verkaufsunterlagen (Jahres- und Halbjahresberichte, Ver-
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kaufsprospekt, wesentliche Anlegerinformationen), 

 

f) Kosten der Bekanntmachung der Jahres- und Halbjahresberichte sowie des Auf-

lösungsberichts, der Ausgabe- und Rücknahmepreise und der Ausschüttungen 

bzw. der thesaurierten Erträge, 

 

g) Kosten für die Prüfung des Sondervermögens durch den Abschlussprüfer der 

Gesellschaft, einschließlich der Kosten der Bescheinigung, dass die steuerlichen 

Angaben nach den Regeln des deutschen Steuerrechts ermittelt wurden, 

 

h) Kosten für die Information der Anleger des Sondervermögens mittels einen dau-

erhaften Datenträgers, mit Ausnahme der Informationen über Fonds-

verschmelzungen und mit Ausnahme der Informationen über Maßnahmen im Zu-

sammenhang mit Anlagegrenzverletzungen oder Berechnungsfehlern bei der An-

teilwertermittlung,  

 

i) Gebühren, Kosten und Steuern, die von staatlichen Stellen in Bezug auf das 

Sondervermögen erhoben werden,  

 
j) ggf. Kosten zur Analyse des Anlageerfolgs durch Dritte, 

 

k) ggf. Kosten für die Einlösung der Ertragsscheine, 

 

l) ggf. Kosten für die Ertragsschein-Bogenerneuerung. 

 

Die Pauschalvergütung kann dem Sondervermögen am Ende eines jeden Monats entnommen 

werden. 

 

(2) Neben der in Absatz 1 genannten Vergütung gehen die folgenden Aufwendungen zulasten des 

Sondervermögens: 

 

1. im Zusammenhang mit dem Erwerb und der Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(einschließlich der daran nach Marktusancen ggf. gekoppelten Zurverfügungstellung von 

Research- und Analyseleistungen) und der Inanspruchnahme bankenüblicher Wertpa-

pierdarlehensprogramme entstehende Kosten. Die Gesellschaft stellt sicher, dass die 

Kosten aus Wertpapier-Darlehen die aus solchen Geschäften resultierenden Erträge in 

keinem Fall übersteigen. 

 

2.   a)  im Zusammenhang mit den Kosten der Verwaltung und Verwahrung eventuell ent-

stehende Steuern, 
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b)   Kosten für die Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinender, dem 

Sondervermögen zuzuordnender Rechtsansprüche sowie für die Abwehr unberech-

tigt erscheinender, auf das Sondervermögen bezogener Forderungen, 

 

c)   Kosten für die Prüfung, Geltendmachung und Durchsetzung berechtigt erscheinen-

der Ansprüche auf Reduzierung, Anrechnung bzw. Erstattung von Quellensteuern 

oder anderer Steuern bzw. fiskalischer Abgaben. 

 
(3) Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht den Betrag der Ausgabeauf-

schläge und Rücknahmeabschläge offen zu legen, die dem Sondervermögen im Berichtszeit-

raum für den Erwerb und die Rücknahme von Anteilen im Sinne des § 50 InvG berechnet worden 

sind. Beim Erwerb von Anteilen, die direkt oder indirekt von der Gesellschaft selbst oder einer 

anderen Gesellschaft verwaltet werden, mit der die Gesellschaft durch eine wesentliche unmittel-

bare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist,  darf die Gesellschaft oder die andere Gesell-

schaft für den Erwerb und die Rücknahme keine Ausgabeaufschläge und Rücknahmeabschläge 

berechnen. Die Gesellschaft hat im Jahresbericht und im Halbjahresbericht die Vergütung offen 

zu legen, die dem Sondervermögen von der Gesellschaft selbst, von einer anderen Kapitalanla-

gegesellschaft, einer Investmentaktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, mit der die 

Gesellschaft durch eine wesentliche unmittelbare oder mittelbare Beteiligung verbunden ist oder 

einer ausländischen Investment-Gesellschaft, einschließlich ihrer Verwaltungsgesellschaft als 

Verwaltungsvergütung für die im Sondervermögen gehaltenen Anteile berechnet wurde. 

 

 

 

 

Die Geschäftsführung 

 


